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Die „State Aid Modernisation
Initiative“ der EU-Kommission

W�hrend seine Vorg�ngerin Neelie Kroes
gleich zu Beginn ihrer Amtszeit ihr Haupt-
reformprojekt verk�ndet hatte, den sog.
„Aktionsplan Staatliche Beihilfen“ (engli-
sche Bezeichung: „State Aid Action Plan“
oder kurz „SAAP“), war von dem derzeiti-
gen Wettbewerbskommissar Joaquin Al-
munia lange Zeit nichts zur Beihilfenpoli-
tik zu vernehmen. Die Maschinerie der
Generaldirektion Wettbewerb lief nach
seinem Antritt im Februar 2010 einfach
weiter, die Dossiers wurden brav bearbei-
tet, manche auch entschieden. Weder die
breite �ffentlichkeit noch die Fachkreise
wussten aber, wohin der neue Chef der
Br�sseler Wettbewerbskontrolle eigentlich
wollte, f�r was er denn nun stand, was er in
seinen f�nf Jahren zu bewegen dachte.
Zwei Jahre nach dem Amtsantritt wird dies
nun klarer. Bereits am 2. 2. 2012 fand im
Charlemagne-Geb�ude in Br�ssel eine
große, der �ffentlichkeit zug�ngliche
Wettbewerbskonferenz statt, in der Ideen
zu den drei großen Themen Kartelle, Fusi-
onskontrolle und staatliche Beihilfen vor-
getragen wurden. F�r den 6. 3. 2012 lud
dann der Generaldirektor der DG COMP
zu einem runden Tisch mit den Mitglied-
staaten speziell f�r den Bereich der Beihil-
fenkontrolle ein. Nicht nur wird aus dieser
Einladung deutlich, welche Bereiche in
den verbleibenden drei Jahren, die der jet-
zigen Kommission noch bleiben, refor-
miert werden sollen; gleichzeitig offenbart
dieses neue, neben die bekannten sog.
Multilateralen Sitzungen zwischen Kom-
mission und Mitgliedstaaten (die stets auf
Arbeitsebene stattfinden) tretende Format,
in dem der Generaldirektor seine „Peers“
aus den nationalen Verwaltungen an den
Tisch bittet, dass die Diskussion dar�ber,
wie die k�nftigen Regeln f�r die Beihilfen-
kontrolle aussehen sollen, mit den Spitzen
der mitgliedstaatlichen Administrationen
und nicht l�nger mit der operationellen
Ebene gef�hrt werden soll.

Diese Entwicklung ist nicht nur begr�-
ßenswert, sondern auch l�ngst �berf�llig.
Kein Bereich des Unionsrechts wird so
sorgsam als Monopol der Verwaltungen
geh�tet wie die EU-Beihilfenkontrolle, wo
Kommissionsbeamte lediglich mit den Be-
amten in den Mitgliedstaaten reden und
die betroffenen Unternehmen vor der T�r
warten m�ssen, bis drinnen entschieden
ist. Traditionalistisch veranlagte Kommis-

sionsbeamte sind gar der absurden Auffas-
sung, dass sie eine „Dienstleistung gegen-
�ber den Mitgliedstaaten“ erbringen –
eine sonderbare Geisteshaltung, vergegen-
w�rtigt man sich, das die EU-Beihilfen-
kontrolle das Ausgabeverhalten der Mit-
gliedstaaten auf seine Wettbewerbskonfor-
mit�t hin �berpr�fen soll.

Dass eine effiziente Beihilfenkontrolle nur
dann zustande kommt, wenn Dritte wie
Beg�nstigte und Beschwerdef�hrer eine
aktive Rolle im Pr�fverfahren spielen d�r-
fen, das hat man in der Generaldirektion
Wettbewerb erkannt. Klar zielen die in
dem, was nunmehr unter dem Stichwort
der „State Aid Modernisation Initiative“
l�uft, angesprochenen Punkte auf die Er-
zielung eines auf h�herer politischer Ebe-
ne auszuhandelnden Kompromisses. Die
Kommission nennt hier folgende Hauptbe-
standteile dessen, was sie als einen „um-
fassenden Ansatz“ bezeichnet, im Einzel-
nen praktisch handhabbare Erl�uterungen
zum Begriff der staatlichen Beihilfe und
hier vor allem zu den Tatbestandsmerk-
malen der Beg�nstigung und der Selektivi-
t�t, eine Reform der De-Minimis-Regeln,
eine (deutliche) Ausweitung der Allgemei-
nen Gruppenfreistellungsverordnung, eine
Konsolidierung und Vereinfachung der
derzeitigen Genehmigungsregeln und,

nota bene, eine Reform der Verfahrensre-
geln.

F�r die Mitgliedstaaten ist also viel im Ge-
schenkkorb. Sie k�nnen sich bei „De-Mi-
nimis“ verbessern, �ber die erweiterte All-
gemeine Gruppenfreistellungsverordnung
neue F�rderfreiheiten erwerben und leich-
ter verst�ndliche Genehmigungsregeln er-

ringen. Hierf�r wird es indes einen Preis
geben, der in der Effektivierung der Bei-
hilfenkontrolle qua Verfahrensreform lie-
gen wird. Diese kann zuv�rderst durch
eine volle Beteiligung der sog. Dritten
zustande kommen. Bisher waren die auf
Arbeitsebene agierenden nationalen Be-
amten, die dann auch die Stimme ihres
Mitgliedstaates bildeten, hierzu nicht oder
kaum bereit. Zu stark w�rde andernfalls
ihr Einfluss begrenzt werden, der sich in
der geschilderten Monopolstellung bisher
ungehindert entfalten konnte. Die ver-
schiedenen Versuche der Luxemburger
Unionsgerichte, gerade des Gerichts der
EU (vormals Gericht erster Instanz), diese
Situation grundlegend zu �ndern, schlugen
nicht zuletzt deshalb fehl, weil der EuGH
das Rad der Zeit immer wieder zur�ck-
drehte (auch wenn er in der j�ngsten Ver-
gangenheit mit verschiedenen Urteilen
sehr zum Wohle der Beschwerdef�hrer
gewirkt hat) und eine Ver�nderung der
Verfahrensregeln zur Voraussetzung er-
kl�rte.

Der Initiative der Kommission, die Dis-
kussion um die Reform der EU-Beihilfen-
kontrolle auf der Ebene der Mitgliedstaa-
ten zur Chefsache zu machen und auf diese
Weise neue Flexibilit�t zu erreichen, ist
bester Erfolg zu w�nschen. Wo sie derzeit
steht, werden Vizepr�sident Almunia und
die Spitzen der Generaldirektion u. a. auf
der – vom Autor dieser Zeilen ins Leben
gerufenen – Jahrestagung des „European
State Aid Law Institute“ im Juni 2012 der
�ffentlichkeit mitteilen. Das Programm
dieser Tagung kann abgerufen werden un-
ter: http://ec.europa.eu/competition/state
aid/what is new/estali spring2012en.pdf.

Der Autor
ist Partner der auf EU-Recht spezialisierten
Kanzlei Rapp B�hlke & Crosby in Br�ssel.
Er ist außerdem Begr�nder der im Juni
2012 zum zehnten Mal stattfindenden Ex-
pertenveranstaltung des European State
Aid Law Institute.

Die EU-Kommission
strebt eine effiziente-
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